„Heimkinder“ im Rheinland 
vom Kriegsende bis in die 1970er Jahre  

Rückblick, Sachstand und Ausblick zu den 

Aktivitäten des Landschaftsverbandes Rheinland 
  

Rückblick  

  

Beginnend mit Buchveröffentlichungen ab dem Jahr 2006 (Wensierski, „Schläge im Namen des Herrn“; Krone, „Albtraum Erziehungsheim“) und danach mit den vermehrten Berichten in den verschiedensten anderen Medien rückten die Schicksale ehemaliger „Heimkinder“ aus der Zeit vom Kriegsende 1945 bis zum Anfang der 1970er Jahre immer mehr in das Bewusstsein der Öffentlichkeit. Dieser Prozess ermutigte zunehmend Betroffene sich zu outen, in Interessen-gemeinschaften und Internetforen zu organisieren, die damaligen Lebens-bedingungen in den Heimen an den Pranger zu stellen und Forderungen gegen die Heime bzw. deren Träger zu erheben. Verlangt wurden und werden u. a. die uneingeschränkte Akteneinsicht, die Aufarbeitung der Heimgeschichte, die Nachzahlung nicht abgeführter Rentenbeiträge für Arbeit in den Heimen, Entschädigungszahlungen und öffentliche Entschuldigungen der Einrichtungen bzw. der Trägerorganisationen. 
  

Inhaltlich richtete sich die Kritik am damaligen Heimerziehungssystem u. a. gegen die routinemäßige, emotionslose Behandlung durch unqualifizierte Erzieher bzw. Erzieherinnen, die überharte, menschenunwürdige und teils willkürliche Bestrafungs- und Arrestpraxis, unterschiedlichste Demütigungen und Arbeit ohne Entlohnung. Es wird auch über Straftaten wie Körperverletzungen und sexuelle Gewalt berichtet. 
  

In dieser Situation entschloss sich der LVR Anfang 2008 aktiv und transparent mit der Situation umzugehen. Es wurde eine Hotline eingerichtet, um Betroffenen die Möglichkeit zu bieten, über das Geschehene zu sprechen und, wo immer möglich, mit Rat (Beratung zum Recht auf Akteneinsicht und über Therapiemöglichkeiten) und Tat (Akteneinsicht im LVR-Archiv, Vermittlung von Traumatherapien) zu helfen. Die Hotline wurde bisher von mehr als 220 Betroffenen genutzt, ca. 50 davon aus den LVR-eigenen Einrichtungen. Vom Archiv wurde nach Recherchen in den Beständen eine Vielzahl von Auskünften erteilt und Akteneinsicht gewährt. In besonderen Fällen wurden Betroffenen Kopien der Akten ausgehändigt und bei Hausbesuchen erläutert.  

  

Außerdem wurde die LVR-Heimkinderstudie in Auftrag gegeben. Forschungs-gegenstände sind die aktuellen und ehemaligen Jugendhilfeeinrichtungen des LVR und die Rolle des Landschaftsverbandes als Heimaufsicht für das Rheinland.   

  

In der fraglichen Zeit betrieb der Landschaftsverband Rheinland die folgenden Landesjugendheime für männliche, schulentlassene Jugendliche: 

Das Rheinische Landesjugendheim Erlenhof, Euskirchen (ab 1920, Nachfolge-einrichtung sind seit 1994 die LVR-Wohngruppen Euskirchen), 

das Rheinische Landesjugendheim Fichtenhain, Krefeld (seit 1904, heute der LVR-Wohngruppen- und Ausbildungsverbund Fichtenhain), 
das Rheinische Landesjugendheim Halfeshof, Solingen (seit 1910, heute das LVR-Jugendheim Halfeshof), 

den „Dansweiler Hof“, Freimersdorf (ab 1942, Nachfolgeeinrichtung war das Rheinische (Landes-) Jugendheim Abtshof, Hennef (1965-1999)), 

das „Haus Hall“, Ratheim (1950-1959) und 

das Heilpädagogische Landesjugendheim Viersen (ab 1961, 1979 Umbenennung in Heilpädagogisches Landesjugendheim Süchteln, Nachfolgeeinrichtung sind seit 1983 die LVR-Erziehungsgruppen Viersen). 

Das LVR-Jugendheim Steinberg entstand (erst) 1980.  

  

Diese Einrichtungen dienten hauptsächlich der Durchführung von angeordneter Fürsorgeerziehung und verstanden sich als „Ausfallbürge“ für das Rheinland, d. h. es wurden hauptsächlich die sog. „Schwierigsten der Schwierigen“ auf-genommen.  

  

Ziel der Studie ist es, die Bedingungen in den damaligen Heimen wissen-schaftlich zu erfassen. Neben einer zeitgeschichtlichen Einordnung und einer Darstellung der rechtlichen Rahmenbedingungen werden dazu die Aspekte Einweisung, Entlassung, Verlegung, schulische Bildung, Arbeit, Kontrolle, Strafen, Religion, Ernährung, Hygiene, Freizeit, Freundschaft und Sexualität erforscht.   

  

Quellen sind personenbezogene Aktenbestände, die sog. Zöglingsakten, und Sachakten, z. B. Heimaufsichtsakten, in Verbindung mit Befragungen Betroffener. Damit wurde eine fünfköpfige Forschungsgruppe aus Historikern und Erziehungswissenschaftlerinnen beauftragt. Eine Zusammenfassung der Studie ist beigefügt (Anlage 1). 
  

Bereits in der Begrüßungsrede bei der 1. Veranstaltung des LVR zur Studie am 30. April 2009 hat der Vorsitzende des Landesjugendhilfeausschusses, Prof. Dr. Jürgen Rolle, Worte der Entschuldigung gefunden:  

  

„Ich möchte für mich persönlich und auch stellvertretend für den Landschaftsverband Rheinland ausdrücken, dass ich tief betroffen über die Bedingungen bin, unter denen Kinder und Jugendliche in der fraglichen Zeit in den Heimen im Rheinland, auch in denen des LVR, leben mussten. Und ich bedaure, dass ich in einem ersten Schritt nicht mehr tun kann, als hier und jetzt öffentlich eine Entschuldigung dafür auszusprechen“.  

  

Die bekannten Reaktionen Betroffener und der Medien darauf waren positiv. Auch die Gespräche mit ehemaligen Heimbewohnern im Rahmen der Hotline deuten weit überwiegend darauf hin, dass eine formelle Entschuldigung für die Betroffenen eine hohe Bedeutung hat und viele sie als einen lange vermissten Teilschritt zur Entstigmatisierung erleben. Daneben wurden und werden aber auch Forderungen nach einer finanziellen Kompensation (Entschädigungs-zahlungen, „Opferrenten“) erlittenen Leides laut.   

  

Am 28. August 2009 beschloss die Landschaftsversammlung Rheinland die folgende Resolution:  

  

Die Landschaftsversammlung Rheinland erkennt an, dass auch in den Kinder- und Jugendheimen des Landschaftsverbandes Rheinland (LVR) häufig eine Erziehungspraxis stattgefunden hat, die aus heutiger Sicht erschütternd ist. Der LVR bedauert, dass vornehmlich in den 50er und 60er Jahren viele Kinder und Jugendliche in seinen Heimen alltäglicher physischer und psychischer Gewalt   ausgesetzt waren.  

  

Die Landschaftsversammlung Rheinland spricht ihr tiefstes Bedauern über die damaligen Verhältnisse in den Heimen des Landschaftsverbandes aus und entschuldigt sich bei allen ehemaligen Bewohnerinnen und Bewohnern, die körperliche und psychische Demütigungen und Verletzungen erlitten haben.  

  

Der Landschaftsverband Rheinland wird sich weiterhin offensiv mit diesem Kapitel seiner Vergangenheit auseinandersetzen und sich den Fragen und Unterstützungsersuchen ehemaliger Bewohnerinnen und Bewohner stellen sowie die in seinen Möglichkeiten liegende Unterstützung leisten.  

  

2008 beschloss der Deutsche Bundestag auf Empfehlung seines Petitions-ausschusses die Einrichtung eines Runden Tisches unter Beteiligung von Betroffenen, Trägern, Wissenschaftlern, Verbänden, Vertretern des Bundes und der Länder sowie Vertretern der Kirchen 1 . Er konstituierte sich im Februar 2009 unter dem Vorsitz der Bundestagsvizepräsidentin a. D., Dr. Antje Vollmer. Bis Dezember 2010 wird der Runde Tisch in etwa zweimonatigen Abständen in Berlin zu seinen Sitzungen zusammentreten. Im Januar 2010 wurde ein Zwischenbericht veröffentlicht 2. Eine Zusammenfassung ist als Anlage 2 angefügt.  

  

Sachstand  

  

Die schon benannte allgemeine Kritik an der aus heutiger Sicht inakzeptablen damaligen Erziehungspraxis richtet sich grundsätzlich auch gegen die LVR-Einrichtungen. Daneben gibt es Betroffene, die Ihre Kritik vor dem zeitgeschichtlichen Hintergrund relativieren, gute und schlechte Erfahrungen gemacht haben oder ihre Heimzeit im Nachhinein als hilfreich bewerten. Vorwürfe wegen sexueller Gewalt wurden bisher „nur“ gegen ältere Jugendliche erhoben. 
  

Neben den pauschalen Wünschen nach Entschädigungszahlungen oder „Opferrenten“ werden von Betroffenen die folgenden konkreten Vorwürfe gegen den LVR erhoben:  

  

Versagen der Heimaufsicht  

  

Von zwei Betroffenen wird, unabhängig von einander und unterschiedliche Einrichtungen betreffend, behauptet, die Heimaufsicht beim Landesjugendamt habe versagt, da sie eine Vielzahl von sexuellen Übergriffen und Gewalt-tätigkeiten in konfessionellen Einrichtungen nicht verhindert habe. 
  

Die Heimaufsicht für das Rheinland lag seit Inkrafttreten des Jugendwohl-fahrtgesetzes (JWG) 1961 beim Landesjugendamt Rheinland. Wie noch heute, war die Arbeit der Heimaufsicht präventiv (Betriebserlaubnis, polizeiliche Führungszeugnisse) und anlassbezogen aufgebaut, d. h. das Tätigwerden erfolgt, wenn ein „Besonderes Vorkommnis“ gemeldet wird, z. B. durch die Kinder oder Jugendlichen im Heim selbst, Angehörige, Lehrpersonal oder die Leitung der Einrichtung. Werden Missstände festgestellt, stehen Reaktionsmöglichkeiten von der Beratung über Bußgelder bis zur Tätigkeitsuntersagung zur Verfügung. Die erhalten gebliebenen Heimaufsichtsakten überliefern in beiden Fällen Aktivitäten der Heimaufsicht. Bei Beschwerden über allgemeine Missstände (Hygiene, Aufsicht) wurde mit dem Träger der Einrichtung in der Regel über konzeptionelle und personelle Verbesserungen beraten. Im Falle eines sexuellen Missbrauches durch einen Praktikanten brachte das Landesjugendamt dies zur Anzeige und es folgte eine Verurteilung. 
  

Insgesamt besteht eine deutliche Diskrepanz zwischen der Menge der berichteten kritischen Ereignisse und der Anzahl entsprechender Vorgänge in den Heim-aufsichtsakten. 
  

Körperverletzungen  

  

In einigen Zeitzeugenberichten ist von Ohrfeigen durch Erzieher, manchmal auch von Tritten die Rede, je früher in der Zeit, desto häufiger. Zumindest in den 50er Jahren waren Bestrafungen z. B. durch Stockhiebe nicht ungewöhnlich und als „pädagogisches“ Mittel weitgehend akzeptiert. 
  

Ein Ehemaliger einer LVR-Einrichtung berichtet, er sei durch Schläge eines Erziehern dauerhaft geschädigt worden (Funktionsstörung der Schulter). Da die entsprechende Einzelfallakte nicht erhalten geblieben ist (die Aufbewahrungsfrist beträgt 15 Jahre nach Beendigung der Maßnahme) und der Betroffene keine Einsicht in die Akte der LVR-Klinik erlaubt, in der Hinweise zu vermuten sind, kann der Wahrheitsgehalt der Aussage nicht überprüft werden.  

  

Einbehalten von Halbwaisenrente  

  

Eine Beschwerde richtet sich gegen die Praxis, Halbwaisenrenten zu den Heimkosten heranzuziehen. 
  

Eine interne Prüfung ergab, das diese Vorgehensweise auf der Grundlage des damaligen § 82 JWG (Jugendwohlfahrtgesetz)  zulässig war und evtl. Ansprüche überdies verjährt wären.   

  

Illegales Entsorgen von Problemmüll  

  

Ein Ehemaliger berichtet, dass er in den 70er Jahren im Rheinischen Landesjugendheim Fichtenhain in Krefeld gezwungen wurde, unter gesund-heitlich bedenklichen Bedingungen giftige Rückstände aus dem Schwerölbrenner des Heimes zu entfernen. 
  

Außerdem habe er diese Substanzen zusammen mit anderen Problemabfällen an verschiedenen Stellen in der Nähe illegal vergraben müssen. Diese Stellen hat er per Markierung in einem Luftbild gekennzeichnet. Frau ELRin hat Kontakt mit der Stadt Krefeld aufgenommen, der das Gelände inzwischen gehört, um die weitere Vorgehensweise zu vereinbaren.  
  

Nicht abgeführte Rentenbeiträge  

  

Vermeintlich fehlende Rentenbeiträge sind der häufigste Beschwerdegrund. Arbeit in den Heimen wurde unabhängig von der Menge und der Dauer nicht als rentenversicherungspflichtige Erwerbstätigkeit verstanden (Ausnahme waren Lehrverhältnisse in den Heimwerkstätten), sondern entweder als Mithilfe im Heimalltag oder als pädagogisches Mittel, als Trainingsmaßnahme mit dem Ziel, die Fähigkeit sicher zu stellen, später durch Erwerbstätigkeit den eigenen Unterhalt zu bestreiten. 
  

Diese Praxis wurde erst 1972 entsprechend einer Richtlinie des Landesjugendamtes Rheinland verändert. Der Runde Tisch Heimerziehung des Bundestages hält dazu im Protokoll seiner 3. Sitzung 3 nach der Anhörung von Rechtsexperten fest:  

  

Derzeit gibt es keine Möglichkeit, die seinerzeit im Rahmen der Heimerziehung geleisteten Arbeit als Rentenbeitragszeit - soweit damals keine Rentenbeiträge abgeführt wurden - anzuerkennen. Jede Anerkennung von Beitragszeiten bedarf der tatsächlichen Einzahlung in die Rentenversicherung. Sonderregelungen bedürfen der Gesetzesänderung  

  

Personal mit NS-Vergangenheit  

  

Manche Ehemalige berichten von ihrem Eindruck, einige Erzieher hätten ihren Beruf „wohl in der Nazi-Zeit erlernt“. Außerdem soll eine leitende Beamtin des Landesjugendamtes der 50er bis 70er Jahre eine NS-Vergangenheit aufweisen. Die erste Behauptung trifft wohl zu, die zweite ist belegt. Nach kurzer Inhaftierung und Einstufung in die Kategorie IV (Mitläuferin) durch einen Entnazifizierungsausschuss wurde eine schon vor 1945 in der Jugendhilfe tätige Juristin Mitarbeiterin beim LVR. Zu ihrem Aufgabenbereich als Referatsleiterin gehörte auch die Heimaufsicht.     

  

Überharte und gefährliche Arbeit  

  

Häufig wird über sehr harte Arbeitsbedingungen berichtet, speziell in den frühen Jahren des fraglichen Zeitraums und meist in der den Heimen angeschlossenen Landwirtschaft, etwa beim Rübenvereinzeln in der Augusthitze. Berichte ehemaliger Erzieher bestätigen das. Inwieweit dies den damals üblichen Bedingungen der Arbeitswelt außerhalb der Heime entsprach, kann nur schwer beurteilt werden. 
  

Einige Tätigkeiten in den Heimen wurden als gefährlich erlebt. Dies gilt z.  B. für das Abfüllen von Lacken in Lackstifthülsen. Ob dabei geltende Schutz-bestimmungen eingehalten wurden, kann nicht mehr festgestellt werden.   

  

Arbeit ohne Lohn  

  

Die Arbeit in den Heimen wurde von vielen Betroffenen als Ausbeutung erlebt und teils als Sklavenarbeit tituliert, da sie nur zu einem Taschengeld und bei guten Leistungen einer zusätzlichen Arbeitsprämie führte. Dies gilt verstärkt, wenn „Zöglinge“ an Landwirte vermittelt wurden und dort unter hohen Druck lange Arbeitszeiten bewältigen mussten.    

  

Arrestsystem  

  

Arreste als Strafmassnahmen bei Entweichungen und anderen disziplinarischen „Vergehen“ werden als besonders verletzend und als Missachtung der Persönlich-keitsrechte beschrieben.      

  

Medikamenteneinsatz  

  

Ein Ehemaliger eines LVR-Heimes berichtet, dass ihm von der Heimpsychologin in den 70er Jahren über einen längeren Zeitraum psychoaktive Substanzen verabreicht worden seien. Diese hätten bei ihm eine starke sedierende Wirkung gehabt und zusätzlich zu Einschränkungen des Sehvermögens geführt. Er vermutet einen illegalen Medikamententest, von dem möglicherweise auch andere Heimbewohner betroffen waren. Eine Aktenrecherche ergab dazu keine Anhaltspunkte. 

  

Historisch belegt ist, dass Mitte der 60er Jahre das damalige Landeskrankenhaus Düsseldorf in einem Erziehungsheim untersuchte, ob „Verhaltensschwierigkeiten“ von Jugendlichen durch Psychopharmaka positiv beeinflusst werden können. Dem wurde vom Landesjugendamt Rheinland als „Träger von Erziehungsrechten“ zugestimmt, nachdem es dem Leiter der Klinik gelungen war, anfängliche Bedenken zu entkräften. 
  

Als kritisch muss zumindest angesehen werden, dass kein Einverständnis der Eltern oder der Jugendlichen eingeholt wurde.  

  

Zusammenarbeit mit der Psychiatrie 
  

Mehrfach wird von Ehemaligen kritisiert, dass aus Jugend- und Behinderten-heimen Bewohner ohne medizinische Indikation in psychiatrische Kliniken verlegt wurden. Dies wird als verletzend und stigmatisierend erlebt. Vermutet werden disziplinarische Gründe bzw. eine Überforderung des Personals. 
  

Demütigungen  

  

Bis weit in die 60er Jahre ist es zu individuellen Verächtlichmachungen z. B. von Jugendlichen gekommen, die unter Enuresis litten, indem diese gezwungen wurden sich mit den nassen Bettlaken zur Schau zu stellen. Die strukturelle Demütigung dieser Bewohnergruppe manifestierte sich durch die Einrichtung von sog. Bettnässergruppen. 

  

Ausblick  

  

Die Forschungsarbeiten zur LVR-Heimkinderstudie sind abgeschlossen. Die Ergebnisse werden am 25. Juni 2010 im Rahmen einer größeren Veranstaltung in der Zentralverwaltung des LVR präsentiert. Die anschließende Veröffentlichung sollte auf Grund der unterschiedlichen Zielgruppen (Öffentlichkeit, Wissenschaft, Betroffene) in mehreren Formen erfolgen (Internet, Buch, Broschüre mit CD). 
  

Die zu erwartenden Medienberichte werden aller Voraussicht nach zu einer vermehrten Inanspruchnahme der Hotline führen. Erneute Kritik und weitere Forderungen sind dabei nicht auszuschließen.  

  

Ob, wann und nach welchen Kriterien es zu Entschädigungszahlungen kommen wird, ist offen. Neben der selbst von möglichen Nutznießern häufig als unrealistisch eingeschätzten Forderung selbsternannter Opferanwälte nach 25 Milliarden Euro für angenommene 500.000 Anspruchberechtigte, existieren keine konkreten Vorschläge. Der Runde Tisch Heimerziehung in Berlin will solche bis Dezember 2010 erarbeiten, gerät aber zunehmend in die Kritik Betroffener, z. B. des Verbandes ehemaliger Heimkinder (VEH), der momentan die Gründung eines eigenen Gremiums vorbereitet. Diese Kritik richtet sich sowohl gegen die Einschränkung des Runden Tisches auf das Klientel der Jugendhilfe und auf das Gebiet der ehemaligen BRD, als auch gegen die Zusammensetzung, da sich die Betroffenen mit 3 Vertretern bei insgesamt 22 Mitgliedern unterrepräsentiert fühlen.  

  

Aktuell ist ein weiterer runder Tisch unter der Federführung mehrerer Bundes-ministerien entstanden. Hier liegt der inhaltliche Schwerpunkt beim sexuellen Missbrauch bzw. bei Maßnahmen, diesen zukünftig einzudämmen. Diese Aufgabe wird sich nicht trennscharf von der des existierenden Runden Tisches abgrenzen lassen, da die Phänomene Demütigung, Ausgrenzung, Gewalt, Missbrauch und Ausbeutung nicht isoliert betrachtet werden können und in allen gesell-schaftlichen Bereichen anzutreffen sind.  

  

Bestenfalls können die genannten Bemühungen koordiniert werden, führen zu einem gemeinsamen oder ähnlichen Vorschlägen in der Entschädigungsfrage, finden Akzeptanz bei den Betroffenen und bieten dem LVR so eine Handlungs-option. Eine enge Abstimmung mit dem Land NRW empfiehlt sich, um eine möglichst einheitliche Vorgehensweise zu erreichen. Das Land NRW seinerseits will nach Möglichkeit mit den übrigen Bundesländern einen Konsens herbeiführen.   

Im Fall konkurrierender oder nicht akzeptierter Empfehlungen bliebe für den LVR zu entscheiden, ob eine eigene Regelung erarbeitet werden soll.  

  

Darüber hinaus muss entschieden werden, ob die im Vorfeld diskutierte Idee, in Zusammenarbeit mit Betroffenen eine Gedenkstätte zum Thema zu errichten, realisiert wird. 
  

--- 
   

Anlage 1:  

  

Sarah Banach, Andreas Henkelmann, Uwe Kaminsky, 
Judith Pierlings, Thomas Swiderek 

Zusammenfassung - die Öffentliche Erziehung im Rheinland 

  

Das vorliegende Projekt hat erstmals die Geschichte der Heimerziehung in der Zuständigkeit eines bundesdeutschen Landesjugendamtes in den Fokus genommen. Da das Landesjugendamt des Landschaftsverbandes Rheinland eines der größten Landesjugendämter und Fürsorgeerziehungsbehörden in der Bundesrepublik war4, können die Ergebnisse eine hohe Aussagekraft für die Heimerziehung insgesamt beanspruchen. 
  

Historische Skizze 

  

Im einleitenden Grundlagenkapitel wurde die Geschichte der öffentlichen Erziehung im Rheinland skizziert, deren rechtliche Grundlagen sich ohne große Brüche vom preußischen Fürsorgeerziehungsgesetz 1900, dem Reichsjugendwohlfahrtsgesetz 1922, seiner Novellierung 1953 und dem Jugendwohlfahrtsgesetz 1961 erstreckten. Das Instrument der Fürsorgeerziehung wurde seit 1927 im Rheinland von der Freiwilligen Erziehungshilfe ergänzt. Anders als bei der Fürsorgeerziehung, wo ein Eingriff in das Erziehungsrecht der Eltern stattfand, war dafür die Zustimmung und Mitwirkung der Erziehungsberechtigten notwendig. Die FEH gewann gegenüber der FE an Bedeutung. Im Jahre 1967 waren erstmals mehr Minderjährige im Rahmen der FEH als der FE untergebracht. Obwohl sich die rechtlichen Regelungen ausdrücklich von einer Strafe abhoben und auf Erziehung abzielten, behielten sie in der Praxis einen stark diskriminierenden und strafenden Charakter. Für die Kinder und Jugendlichen blieb so auch der Charakter der erzwungenen Fremdplatzierung bestimmend, der ihren Heimaufenthalt oder ihre Unterbringung bei einer Pflegefamilie oder in einer Arbeitsstelle definierte. Kontakt mit einem Heim hatten fast alle Kinder und Jugendlichen in der öffentlichen Erziehung, doch war rund die Hälfte jeweils in sogenannter Familienpflege außerhalb von Heimen untergebracht. 
  

Das provinzialstaatliche Fürsorgearrangement blieb in der Zwischenkriegszeit wie auch nach 1945 stark konfessionell bestimmt. Man bediente sich der vorhandenen katholischen und evangelischen Einrichtungen und unterstützte diese durch Zuschüsse und Kredite beim Ausbau und Umbau. Die wenigen eigenen Heime, welche die Provinzialverwaltung schuf und unterhielt, waren für männliche Schulentlassene und ebenso nach Konfessionen getrennt. Für Mädchen blieben nur Anstalten in konfessioneller Trägerschaft, wenn man vom kurzen Zwischenspiel von Haus Hall (Ratheim) absieht. 
  

Nach der rassistischen Überwölbung der traditionellen öffentlichen Erziehung in Form der Zwangssterilisation während der NS-Zeit von rund 6 Prozent der Minderjährigen und der Ausgrenzung von Jugendlichen jüdischer oder als „minderwertig“ erachteter Herkunft dauerte die rheinische Ersatzerziehung auch nach 1945 fort, wobei wieder an die rechtlichen Auslegungen von vor 1933 angeknüpft wurde. Das Ordnungsdenken der englischen Besatzungsmacht, die Jugendliche zur Strafe in Erziehungsheime steckte, und die schwierige Nachkriegssituation mit Hunger, sozialer Not und auseinandergerissenen Familien machte die Heime zu Abschiebeinstitutionen. Das alte Personal des Landesjugendamtes, das sich in der nationalsozialistischen Zeit den repressiven und rassistischen Erziehungsvorstellungen angepasst hatte, konnte sich nach einer Schamfrist und geglückter eigener Entnazifizierung seit dem Beginn der 1950er Jahre wieder etablieren, wie an den Personen von Landesrat Walther Hecker und der Landesoberverwaltungsrätin Martha Beurmann gesehen werden konnte. 
  

Der statistische Befund zeigt vier Phasen in der Entwicklung der öffentlichen Erziehung auf. Die erste Phase reichte von 1945 und 1952 und war von dem Hintergrund der chaotischen Nachkriegszeit einem starken Anstieg der Minderjährigen in FE und FEH geprägt. Nach 1952 gingen die Zahlen in den Wirtschaftswunderjahren zurück, offenbar aber auch deswegen, weil die geburtenstarken Vorkriegsjahrgänge ausschieden. 1961 änderte sich diese Entwicklung erneut, und es kamen wieder mehr Minderjährige in öffentliche Erziehung. Im Hintergrund stand das JWG. Die neue rechtliche Regelung hob das Höchstalter an, bis zu dem Minderjährige in öffentliche Erziehung überwiesen werden konnten. Gleichzeitig hob es die Möglichkeit auf, Minderjährige wegen Aussichtslosigkeit weiterer Erziehungsbemühungen aus öffentlicher Erziehung zu entlassen. 1969 setzte dann eine vierte Phase ein. Die Zahlen sanken dramatisch. Waren 1952 12.312 Minderjährige in öffentlicher Erziehung, waren es 1974 nur noch 5.143. Darin spiegelt sich, dass sich mit dem Wendejahr 1968 eine kritische Haltung gegenüber der öffentlichen Erziehung durchsetzte und öffentliche Erziehung nur noch zurückhaltend angeordnet wurde. Zudem wurde zum 1.1.1975 die Volljährigkeit von 21 auf 18 Jahre gesenkt. Insgesamt durchliefen mehr als 73.000 Minderjährige zwischen 1945 und 1972 die öffentliche Erziehung im Rheinland. 
  

Die Analyse des statistischen Befundes verweist auch auf einen weiteren wichtigen Zusammenhang. Die steigende Zahl der schulentlassenen Minderjährigen in öffentlicher Erziehung in den fünfziger und sechziger Jahren deutet darauf hin, dass die öffentliche Erziehung über den eigentlichen Auftrag hinaus zunehmend zur Sanktion gegen sogenannte „Halbstarke“ diente, in dem sich auch ein Generationenkonflikt widerspiegelt. 
  

Das Landesjugendamt bemühte sich um eine Modernisierung ihrer Erziehungsarbeit über das Konzept einer Heim- und Gruppendifferenzierung. Bei dem Ausbau der Heimdifferenzierung ging es anfänglich um eine Wiederherstellung und Modernisierung der Gebäude und in der Folge um eine zunehmende Differenzierung nach pädagogischen Gesichtspunkten. In den landschaftsverbandseigenen Heimen löste die abgeschlossene Gruppenwohneinheit vorherige Massenunterbringungen in den 1950er Jahren erst langsam ab. Im Zuge der Professionalisierung des Erziehungshandelns, das nicht nur die Grenze zur psychiatrischen Behandlung - welche ein Ausscheiden aus der Jugendfürsorge bestimmte - ausdehnte, sondern auch psychologisch inspiriertes heilpädagogisches Handeln zur Richtschnur erhob, kam es zur Bildung heilpädagogischer Gruppen in verschiedenen Einrichtungen. Nach langen Debatten richtete auch der Landschaftsverband 1961 ein heilpädagogisches Heim in Viersen-Süchteln ein. Die Platzzahlen blieben allerdings beschränkt und lesen sich eher als Beleg für die verzögerte bzw. hinterher hinkende Modernisierung des Systems der öffentlichen Erziehung. Die in einem psychologischen Versuch aus dem Jahr 1966 dokumentierte „Verbreiterung der pädagogischen Angriffsfläche“ durch die Vergabe von Psychopharmaka an die Heimkinder im evangelischen Heim Neudüsselthal macht zudem die Gefahr der Grenzüberschreitung im Rahmen eines Modernisierungsprozesses der öffentlichen Erziehung deutlich. Die dabei in Ableitung vom Erziehungsrecht des Landesjugendamtes ausgeübte Fremdbestimmung über die Kinder und Jugendlichen führte zur Genehmigung eines ethisch zweifelhaften Versuches, dessen Konsequenz die vermehrte Ausgabe von sedierenden Medikamenten an die Heimkinder war. 
  

Auch vor der Etablierung einer Heimaufsicht durch das JWG 1961 interpretierte das LJA seine Aufsichtspflicht über die Minderjährigen in öffentlicher Erziehung als institutionelle Heimaufsicht. Die Heimaufsicht bezog sich sowohl auf die landschaftsverbandseigenen als auch die konfessionellen Heime. Allerdings hatte das Landesjugendamt naheliegenderweise unterschiedliche Einflussmöglichkeiten auf die beiden Heimtypen. Zu betonen bleibt, dass die Behörde auch bei den konfessionellen Belegheimen die Heimaufsicht nicht nur über die Pflegekinderaufsicht in Anschlag brachte, sondern sie dazu nutzte, die Heime zu einer Weiterentwicklung ihrer baulichen Ausstattung und pädagogischen Ausrichtung zu bewegen. Wenn sich auch Verbesserungen etwa in der Abkehr von den großen Schlafsälen einstellten, blieben die Fortschritte begrenzt, was an den nicht ausreichenden Mitteln, dem Personalmangel und der gesellschaftlichen Dynamik lag, die den Reformbemühungen vorauseilten. 
  

Das Verhältnis des Landesjugendamtes zu den konfessionellen Heimträgern war symbiotisch. Beide profitierten von dem Arrangement, in dem allerdings erst seit dem Ende der 1950er Jahre kostendeckende Pflegesätze gewährt wurden. Das vielfach unterbezahlte Personal, das zum großen Teil aus den Schwestern- und Brüdergemeinschaften bzw. Orden der Kirchen kam, ließ sich insbesondere seit dem Einsetzen der religiösen Tradierungskrise am Ende der 1950er Jahre immer weniger ersetzen, was zur Misere der Heimerziehung entscheidend beitrug. Bei überforderten Mitarbeitern in den konfessionellen Heimen kam es deshalb vielfach zur Überschreitung des Züchtigungsverbots und der Durchsetzung rigider Verhaltensnormierungen durch Arrest und Strafen, wie am Beispiel des Düsseldorfer Reckestiftes gezeigt werden konnte. Das Landesjugendamt beklagte dies in den durchgeführten Heimbesichtigungen. Die Mittel zur Intervention waren allerdings auf Seiten des Landesjugendamtes begrenzt, da zum einen die Nichtbelegung eines konfessionellen Heimes das staatlich-konfessionelle Arrangement gestört hätte und zum anderen besonders seit den 1960er Jahren ein wachsender Heimplatzmangel existierte, weswegen das Instrument der Nichtbelegung sehr stumpf war. Insbesondere bei schulentlassenen Mädchen entstanden immer längere Listen derjenigen, die nicht untergebracht werden konnten - 1967 waren es 600. 
  

Eine vom LJA seit dem Anfang der 1960er Jahre angeregte wissenschaftliche Begleitforschung zur öffentlichen Erziehung kam erst seit 1966 in Verbindung mit dem Bonner Lehrstuhlinhaber für Psychologie, Hans Thomae, zustande und wurde letztlich von den Entwicklungen des Umbruchs Anfang der 1970er Jahre überholt. Dennoch wies sie in ihren Ergebnissen über die in den Jahren 1960 bis 1965 Entlassenen auf den großen Reformbedarf der öffentlichen Erziehung im Rheinland hin und stellt eine einmalige historische Quelle dar. 
  

Thomae beschrieb die Klientel der öffentlichen Erziehung anhand der Stichprobe von 1313 Fällen. Das Durchschnittsalter bei der Heimaufnahme lag bei allen Fällen der Entlassjahrgänge 1960, 1963 und 1965 bei 15,08 Jahren. Über 60 Prozent der Minderjährigen kamen erst nach dem 14. Lebensjahr in FE oder FEH. Die Anlässe hierfür wurden in der familiären Situation wie auch den Lebensumständen der Jugendlichen gesehen. Es stammten weniger als ein Drittel aus vollständigen Familien. 
  

Die Angaben über die soziale Gliederung waren dadurch verzerrt, dass für 41,7 Prozent keine Informationen über den Beruf des Vaters vorlagen. In den gezählten Fällen waren die Väter zu 24 Prozent Arbeiter, zu 18 Prozent Facharbeiter, zu 11,9 Prozent Angestellte bzw. Beamte und zu 4,3 Prozent Selbstständige. 
  

Vor der Heimaufnahme wiesen 73,2 Prozent der männlichen und 41,3 Prozent der weiblichen Jugendlichen Verhaltensauffälligkeiten auf, die bei Erreichen der Altersgrenze strafbar gewesen wären. In der Hälfte aller Fälle wurde von Verhaltensauffälligkeiten der Mütter und in 40 Prozent von solchen der Väter in den Akten berichtet. Bei den Müttern war es überwiegend die Zuschreibung des sogenannten „unwirtschaftlichen Verhaltens“ und der Vernachlässigung des Haushalts, wohingegen z.B. Prostitution eine geringe Rolle spielte. Beim Vater bestand die in den Akten zugeschriebene Verhaltensauffälligkeit überwiegend in der „Trunksucht“ und der „Arbeitsscheu“. Die Überschreitung des Züchtigungsrechts durch die Eltern und die „Unzucht mit eigenen Kindern“ spielten dagegen in den Beschreibungen nur eine geringe Rolle. 
  

Zwei Drittel der Kinder und Jugendlichen kamen erst nach der Entlassung aus der Schule in die öffentliche Erziehung. Allerdings fehlten ganz überwiegend die Angaben über die erreichten Abschlüsse. Realschüler und Gymnasiasten waren zumindest so gut wie nicht unter den erfassten Jugendlichen vertreten. Die berufliche Tätigkeit im Heim bedeutete für gut zwei Drittel der Mädchen die Hauswirtschaft, was eine Verengung des beruflichen Profils, von vor der Heimeinweisung bedeutete. Ähnlich vollzog sich bei rund einem Viertel der Jungen die berufliche Orientierung auf die Land- und Forstwirtschaft sowie die Gärtnerei, in welcher rund ein Viertel der männlichen Minderjährigen arbeitete, wenngleich es vor der Heimzeit nur 1,7 Prozent waren. Umgekehrt waren vor der Heimeinweisung ausgeübte chancenreichere Berufe wie Elektriker, Mechaniker und Schlosser nur halb so häufig oder weniger im Heim vertreten. 
  

Entweichungen wurden anhand der Daten von 665 männlichen Jugendlichen gezählt. 57 Prozent von ihnen waren mindestens einmal entwichen, gut 40 Prozent mehr als einmal. Dies war Ausdruck des Misstrauens gegen das Heim, denn die Fluchten zielten zu fast 80 Prozent zu den Eltern oder den eigenen Familien, wo man sich trotz aller Mängel offenbar besser aufgehoben sah. Zudem waren laut Thomae die meisten Delikte, die bei den ersten Entweichungen begangen wurden, Erstdelikte der Minderjährigen, womit er die Heimerziehung als „kriminogenen Faktor“ identifizierte. 
  

Bei der (oft widerruflichen) Entlassung stand das Elternhaus mit einem Anteil von mehr als zwei Dritteln an erster Stelle, ganz im Gegensatz zu einer Vermittlung in Arbeitsstellen mit wohnungsmäßiger Unterbringung. Diese Rückkehr in ein oft weiterhin problematisches Milieu bezeichnete Thomae als eine Einschränkung der Erfolgschancen. 
  

Der vermeintliche Erfolg der öffentlichen Erziehung wurde von Thomae mit dem Indikator der Deliktbelastung versucht zu messen. Demnach fand er in den Strafregisterauszügen bei 47 Prozent der männlichen und 15,1 Prozent der weiblichen Jugendlichen Eintragungen, die sich auf die Zeit nach der Entlassung aus der Fürsorgeerziehung bezogen. Die bedeutete sogar eine Minderung der Deliktneigung verglichen mit den Verhaltensauffälligkeiten vor der Heimerziehung. Dennoch muß das hier in Anschlag gebrachte Kriterium der Legalbewährung kritisch hinterfragt werden, verweist es doch letztlich nur auf den Erfolg oder Misserfolg einer oberflächlichen gesellschaftlichen Anpassung an herrschende Normen, ohne nach den Bedürfnissen der Individuen wirklich zu fragen. 
  

Auch die Verantwortlichen im Landesjugendamt sahen diesen Reformbedarf, wie z.B. eine Denkschrift über die Lage der öffentlichen Erziehung im Rheinland und zahlreiche Dokumente vom Ende der 1960er Jahre ausweisen, doch machten sie sich nur zaghaft an eine Veränderung des Systems der öffentlichen Erziehung in Form der Schaffung von Jugendwohngemeinschaften und ambulanter Betreuungsangebote. Der Horizont von Alternativen wurde insbesondere von den Sozialpädagogischen Sondermaßnahmen Köln (SSK) aufgemacht, die seit 1969 durch spektakuläre Aktionen auf die wachsende Zahl entlaufener zum Teil obdachloser Fürsorgezöglinge aufmerksam machten. Dabei geriet das vom Landschaftsverband repräsentierte System der öffentlichen Erziehung insgesamt in die Kritik und auch vermehrt in die öffentliche Wahrnehmung. 
  

Das LJA reagierte darauf mit neuen im Mai 1972 veröffentlichten Richtlinien zur Durchführung der öffentlichen Erziehung, die die Grundrechte der Minderjährigen unterstrichen und in der Folge auch in den Heimordnungen aller Heime ihren Niederschlag finden sollten. Außerdem erfolgte seit dem Frühjahr 1972 die Ausarbeitung einer Rahmenplanung der öffentlichen Erziehung, welche die Umorientierung auf Bildungserwerb, die verstärkte Heimdifferenzierung und die Nachsorge zu wesentlichen Zielen machte, die es nachfolgend einzulösen galt. 
  

Die landschaftsverbandseigenen Heime 

  

Am Beispiel der Geschichte der landschaftsverbandseigenen Landesjugendheime wurde deren Spezifik und Klientel skizziert. Der Landschaftsverband als Träger der Heime existiert seit 1953 als Nachfolger des alten rheinischen Provinzialverbandes und war von 1945 bis 1953 im Sozialministerium NRW integriert. In den Heimen spiegelte sich nicht nur die konfessionelle und geschlechtliche Aufteilung (Halfeshof in Solingen für evangelische männliche Minderjährige, Fichtenhain in Krefeld und Erlenhof in Euskirchen für katholische männliche Minderjährige), welche erst wesentlich mit der Gründung des Rheinischen Heilpädagogischen Landesjugendheims Süchteln-Viersen 1961 nach pädagogischen Kriterien durchbrochen wurde. Die Landesjugendheime nahmen vor allem verhaltensauffällige Problemfälle auf, welche von den privaten Heimen abgeschoben oder gar nicht erst aufgenommen wurden. Der Abschiebeort Dansweilerhof fungierte neben den erwähnten Heimen bis 1966 als ‚Endstation' für die Minderjährigen. Der Dansweilerhof wurde bereits vor und im Zweiten Weltkrieg als Einrichtung der Fürsorgeerziehung genutzt und 1950 endgültig als ‚Heim für Schwererziehbare' eingerichtet. Verstanden als Übergangslösung, deren Nutzung aufgrund akuten Heimplatzmangels nötig wurde, wurde die Einrichtung, die innerhalb der Arbeitsanstalt Brauweiler lag, letztlich sechzehn Jahre genutzt. Geprägt waren diese Jahre vor allem von räumlicher Begrenztheit, wenig Investitionen in die Gebäude, einer Belegung mit den als schwersterziehbar verstandenen Jungen und einer andauernden, aber konsequenzlosen Kritik an der Nähe zur Arbeitsanstalt. Die Nachfolgeeinrichtung des 1966 geschlossenen Dansweilerhofes wurde der Abtshof in Hennef, der lange Zeit als ein äußerst modernes Heim galt und bewusst ein auf berufliche Bildung hin orientiertes Profil entwickelte. Diese Qualifizierungsversprechen konnten allerdings vor allem wegen. Mangels an Personal sowie Schwierigkeiten in der Kooperation mit Industriebetrieben nicht vollständig eingelöst werden. 
  

Das älteste der Rheinischen LJH Haus Fichtenhain in Krefeld nahm im Juni 1945 seine Arbeit als Provinzial-Erziehungsheim wieder auf. Der Landschaftsverband setzte wie auch im RLJH Halfeshof in Solingen auf eine schnellstmögliche Reorganisation und auf eine hohe Aufnahmefähigkeit, die er durch notwendige Um- und Neubauten bei laufendem Betrieb sicherstellen wollte. Der große Bedarf an Plätzen bestimmte die Planungen im Landesjugendamt zunächst nachhaltiger als pädagogische Konzepte. Die Einrichtungen Halfeshof und Fichtenhain mussten sich mit einer hohen Quote entweichender Jugendlicher auseinandersetzen, so dass für einen Teil der Jugendlichen die Disziplinierungsmaßnahmen während des Heimaufenthaltes weitaus bedeutender waren als das angestrebte Erlernen eines Berufes. Mitte der 1960er Jahre begann sich das Profil der beiden Einrichtungen zu differenzieren. Während sich die Arbeit des RLJH Fichtenhain schwerpunktmäßig auf die berufliche Bildung der schulentlassenen Jungen konzentrierte, nahm der Halfeshof vermehrt schulpflichtige Kinder auf. Um den landesweit gestiegenen Bedarf an Plätzen für schulentlassene Jungen decken zu können, eröffnete der LVR 1966 als Dependance zum Halfeshof ein zusätzliches, separates Jugendwohnheim für ältere, berufstätige Jungen, den Quellenhof. Sowohl Fichtenhain als auch der Halfeshof existieren noch heute als Kinder- und Jugendhilfeeinrichtungen des Landschaftsverbandes. 
  

Auch das dritte ‚große' Landesjugendheim, der Erlenhof in Euskirchen - wieder in Betrieb genommen 1946 - war geprägt von hohen Aufnahmeanforderungen und einem parallel laufenden Umbau- und Umbildungsprozess. Anders als die anderen beiden Einrichtungen war der Erlenhof lange Zeit eine Einrichtung, in die auch als psychisch auffällig verstandene – lange Zeit als ‚Psychopathen' bezeichnete – Jugendliche aufgenommen wurden. 
  

Wie im Halfeshof wurden auch im Erlenhof ab Mitte der 1960er Jahre vermehrt schulpflichtige Jungen aufgenommen. Im Zuge der Protestaktionen seitens des SSK war der Erlenhof eine der besonders in der Kritik stehenden Einrichtungen. Für die Jugendlichen greifbare Veränderungen brachte dann der Wechsel zum Direktor Klaus Rehbein Anfang der 1970er Jahre mit sich. 

  

Die einzige Einrichtung des Landschaftsverbandes für Mädchen, Haus Hall in Ratheim, existierte nur von 1950 bis 1960 und setzte keine eigenen Akzente gegenüber den rein konfessionell getragenen Anstalten für Mädchen, die im Rheinland ansonsten ein Monopol besaßen. Erst die Verstärkung offener Beratungs- und Betreuungsangebote und die Unterstützung von Wohngemeinschaften führten seit Ende der 1960er Jahre zu einer Auflockerung der öffentlichen Erziehung im Rheinland und zu auch wissenschaftlich basierten Reformversuchen der Heimerziehung (u.a. in Viersen-Süchteln), welche jedoch oft hinter den eigenen Ansprüchen zurück blieben. 
  

Einzelaspekte 

  

ie Beschreibung ausgewählter Einzelaspekte des Alltags aus den Einrichtungen des Landschaftsverbandes brachte eine Profilierung, Vertiefung und Ergänzung der an der Organisationsgeschichte der Heimfürsorge aufgezeigten Entwicklungslinien. Nachfolgend soll kurz rekapituliert werden, was über die Bereiche Einweisung, Entlassung, Verlegung, schulische Bildung, berufliche Bildung, Arbeit, Kontrolle, Strafen, Religion, Ernährung, Gesundheit und Hygiene sowie Freizeit, Freundschaft und Sexualität rekonstruierbar war. 
  

Trotz der unterschiedlichen rechtlichen Basis der öffentlichen Erziehung in Form der Fürsorgeerziehung und der Freiwilligen Erziehungshilfe wurden die Minderjährigen in den Heimen nicht nach FE- oder FEH-Fällen unterschiedlich kategorisiert. In der direkten Nachkriegszeit waren zudem noch viele Minderjährige von der englischen Besatzungsmacht mit bis zu zweijährigen Strafen verurteilt und zur Verbüßung in die Erziehungsheime gebracht worden, eine dem Sozialministerium sehr widerstrebende Vermischung von Straf- und Erziehungsort. Außerdem gab es noch eine kleine Gruppe von Minderjährigen in öffentlicher Erziehung in ‚Bewahrungsfürsorge'. 

  

Im Rahmen einer vorläufigen Fürsorgeerziehung verbrachten viele männliche Minderjährige ihren ersten Kontakt mit der Heimerziehung auf der Aufnahme- oder Beobachtungsstation eines Landesjugendheimes. Die Einweisung war ein Verwaltungsakt, bei dem nur theoretisch auf die betroffenen Minderjährigen eingegangen, diese vielmehr vor vollendete Tatsachen gestellt wurden. In den Aufnahmeabteilungen blieb die erstellte Diagnostik oft unzureichend, da die postulierte Zusammenarbeit von Psychiatern, Psychologen und Pädagogen mehrheitlich nicht stattfand. Die Fenster in diesen Gruppen waren vergittert, weil man insbesondere nach dem Schock der Aufnahme ins Heim Fluchten befürchtete. Die im Heim erstellten Berichte waren überwiegend defizitorientiert, relativ informationsarm und gaben Bewertungen in psychologisiertem oder pädagogisiertem Vokabular wider. Das Maß des Normalen, an dem gemessen wurde, war ein ‚bürgerliches Leben', das hinsichtlich abweichenden Verhaltens kaum Toleranz besaß. 
  

Im Heim erlebten die Minderjährigen Verlegungen teilweise aus formalen Gründen zwischen verschiedenen Gruppen auch wegen der Überschreitung einer Altersgrenze, etwa bei der Schulentlassung. Zudem fanden Verlegungen aus pädagogischen Gründen statt, wenn Konflikte in den Gruppen dies erforderten, nach Fluchten oder bei fortgesetzter „Renitenz“. Dann führte der Weg bei männlichen Minderjährigen oft in den Dansweilerhof (bis 1966) bzw. in geschlossene Gruppen oder später „Intensivgruppen“ in den Heimen. 
  

Die Arbeitsaufnahme war häufig der Hintergrund einer Entlassung aus dem Heim. Viele Minderjährige in der öffentlichen Erziehung verbrachten ihre letzte Zeit in der öffentlichen Erziehung bei ihren Eltern. Dennoch fanden sich kaum Belege für eine gezielte Elternarbeit seitens der Heime. Andere Ausstiege aus der öffentlichen Erziehung bestanden bei männlichen Minderjährigen in der Meldung zur Bundeswehr oder durch die Flucht in das Ausland, vereinzelt sogar in die Fremdenlegion. Häufig führte das Entweichen zu kriminellen Handlungen, die eine Jugendgefängnisstrafe nach sich zogen. Bei weiblichen Minderjährigen kam noch als häufiger Grund des Ausscheidens aus der Fürsorgeerziehung oder Freiwilligen Erziehungshilfe eine Eheschliessung vor. Die meisten dieser Varianten einer Beendigung vor der Volljährigkeit beruhten letztlich entweder auf der Flucht der Minderjährigen vor den Heimen oder im Erreichen des ‚Erziehungsziels', also der Anpassung an die gesellschaftlichen Verhältnisse. 
  

In den Heimen des Landschaftsverbandes standen sich zwei mögliche Konzeptionen hinsichtlich einer Beschulung entgegen, nämlich entweder innerhalb der Heime (Heimsonderschule) oder in externen Schulen. Man entschied sich im Wesentlichen für die erste Möglichkeit, der Schaffung einer Sonderschule als Berufsschule im Heim. Die mehrheitlich geringen Bildungsvoraussetzungen wie auch die konstatierte Fluchtgefahr sprachen für einen gesonderten, fördernden Unterricht innerhalb der Einrichtungen. 
  

Somit blieb der Schulbesuch in der Praxis für die Mehrheit der Jugendlichen den institutionellen Bedingungen des Heims (z.B. Verhinderung von Fluchten) sowie der konzeptionellen Ausrichtung (Erziehung zur Arbeit) untergeordnet. Dies führte zu einer Benachteiligung der Heimkinder. Diese wurden z.B. nicht nach Alter, sondern nach ihrer Erziehungsschwierigkeit klassenmässig aufgeteilt. Damit wurde eher einer Exklusion der Heimkinder als einer Inklusion Platz gegeben. Eine wesentliche Änderung erfuhr diese Praxis erst mit der schrittweisen staatlichen Anerkennung der Heimschulen als Berufssonderschulen/Schulen für Erziehungshilfe Mitte der 1970er Jahre. Die bis dahin oftmals schwierigen Personaldebatten zwischen Heim und Landesjugendamt bekamen eine neue Qualität, da man nun gezwungen war, organisatorische (Stundenzahl) wie inhaltliche (Curricula) Vorgaben zu erfüllen. 

  

Sehr viel dominierender als die schulische Bildung war die Arbeit bzw. die Beschäftigung in den für Schulentlassene gedachten Heimen in der Trägerschaft des Landschaftsverbandes Rheinland. Es ging einerseits um eine Erziehung durch Arbeit und um eine Erziehung zur Arbeit. Diese war also sowohl Erziehungsmittel als auch Erziehungsziel. Die überwiegende Zahl der Einsatzfelder lag insbesondere in den Heimen für männliche Schulentlassene noch lange zu einem großen Teil in der Landwirtschaft und wurde nach und nach durch handwerkliche Berufsbildungsmöglichkeiten in heimeigenen Werkstätten und Wirtschaftsbetrieben (Schlosser, Schmied, Elektriker, Schreiner, Schuhmacher, Maler, Bäcker, Gärtner etc.) ergänzt. Hinzu kamen berufsbildende Lehrgänge und ab den 1970er Jahren stufenweise Ausbildungsgänge. In geringerem Umfange wurden die beruflichen Möglichkeiten auch durch Beschäftigung in externen Betrieben ergänzt. Dominant blieben aber auch hier die institutionellen Begrenzungen, die durch das freiheitsentziehende Setting Heim (Furcht vor Entweichungen) gegeben waren. Bei schulentlassenen Mädchen dominierte eine hauswirtschaftliche Grundausbildung und nur sehr eingeschränkte heiminterne Berufsbildungsmöglichkeiten zur Wäscherin, Schneiderin, Stickerin etc., die in ihrer Zuschreibung, wonach es sich um einen Beruf handeln sollte, stark ins 19. Jahrhundert zurückwiesen. 
  

Die Arbeit innerhalb des Heims war in einen Berufsausbildungsbereich und den der Hilfsarbeiten organisiert. Die große Mehrheit der Jugendlichen führte heimintern Hilfsarbeiten aus, die als „Arbeitsertüchtigungen“ sowie als berufliche Erprobung verstanden wurden. Häufig waren dies einfachste Tätigkeiten, die der bloßen Beschäftigung und damit verbunden auch der Kontrolle der Jugendlichen dienten. Externe Arbeiten wurden ab 1962 in Form einer „Außenarbeitsordnung“ geregelt. Arbeitsgruppen von Minderjährigen aus den Heimen des Landschaftsverbandes waren demnach auch über sogenannte „Arbeitsverschaffungsverträge“ u.a. auch bei bzw. für Unternehmen wie Tipon, Maddaus, Gebra Plast, Backhaus & Graas, Wanderer-Werke, Escho-Plast etc. tätig. Viele dieser Betriebe belieferten auch heimeigene Werkstätten, so dass die Jugendlichen auch innerhalb der Heime Industriearbeit zu leisten hatten. 

Die Minderjährigen galten dabei, anders als bei regulären Lehr- und Arbeitsverträgen außerhalb der Heimeinrichtungen, nicht als sozialversicherungsrechtliche Beschäftigte. Erst ein Urteil des Bundessozialgerichts von 1963 änderte dies und führte zumindest für einen - allerdings zunächst nur kleineren - Teil (bis 1969 nur rund ein Viertel) von ihnen zu einer Versicherungspflicht. Versichert wurden ab 1963 alle regulären Lehr- und Anlernlinge, die innerhalb der Heime beschäftigt waren. Die Rückversicherung griff bis zum Jahr 1958. Überwiegend blieben die Jugendlichen - besonders häufig betraf dies Mädchen - aber auch weiterhin in den Heimen in nicht sozialversicherungspflichtigen Anlern- oder vermeintlichen Arbeitserprobungsverhältnissen beschäftigt. Erst seit 1972 wurde die Lücke im Versicherungsschutz der im Heim beschäftigten Jugendlichen durch neue Richtlinien geschlossen, und die Arbeitsformen wurden an die Maßgaben des Berufsbildungsgesetzes angeglichen. Seitdem erst galten die Heime auch als Arbeitgeber ihrer „Zöglinge“. 
  

Bis dahin erhielten die Jugendlichen Taschengelder und Prämien als finanzielle Zuwendungen, deren Höhe in verschiedenen Verordnungen festgelegt wurde. Diese galten als Erziehungsmittel, über das die Heime bzw. die Erzieher gegenüber den Jugendlichen als letzte Instanz zu bestimmen hatten. Auch extern im Rahmen eines Ausbildungsverhältnis oder Arbeitsvertrags erzielte Vergütungen wurden den Jugendlichen nicht ausbezahlt, sondern für die Heimkosten gegengerechnet und nur in Höhe eines Taschengelds bzw. eines Selbstbehalts ausbezahlt. Überschüssiges Geld sollte auf ein Sparkonto eingezahlt werden, worüber die Minderjährigen erst bei Volljährigkeit verfügen konnten. Damit erfuhren die Jugendlichen gerade nicht die Verbindung zwischen dem, was sie an Arbeit leisteten, und dem, was sie an Geld erhielten. Diese Diskrepanz macht das Erleben von Ausbeutung und dem Zwang zur Arbeit nachvollziehbar, vor allem, wenn in der Arbeit tatsächlich produziert wurde, wie etwa in der Kooperation mit externen Firmen oder innerhalb eines Wirtschaftsbetriebs. 

  

In den Heimen des Landschaftsverbandes wurde für die männlichen Minderjährigen eine gestaltete Freizeit durch Sport, Wandern, Zeltlager und jugendpflegerische Veranstaltungen durchgeführt. Die Freizeitbeschäftigungen galten als Erziehungsmittel, die gegen die Versuchungen einer wachsenden und verführenden Konsumwelt gesehen wurden. Im Rahmen eines galoppierenden Ordnungsdenkens und umfassenden Jugendschutzes ging es um eine sinnvolle Nutzung der Freizeit. Gerade die Jugendlichen der öffentlichen Erziehung glaubte man auch in der Freizeit ‚nachsozialisieren' zu müssen, um dem diagnostizierten Verwahrlosungsverhalten entgegen zu wirken. 
  

Auch die Sexualität der ausschließlich männlichen Jugendlichen in den landschaftsverbandseigenen Heimen wurde nur zaghaft thematisiert. Sexuelle Betätigung mit anderen Jungen oder Selbstbefriedigung stand unter einem Verbot, das zu Bestrafung führen konnte. Kontakte mit Mädchen, auch bei Außenarbeiten oder in der Freizeit, sollten verhindert werden. Von der Tabuisierung bis zur aufklärenden Geschlechtserziehung, die erst in den 1970er Jahren langsam einsetzte, war es ein langer Weg. 
  

Den schärfsten Ausdruck einer Sozialdisziplinierung der Kinder und Jugendlichen durch die Heime findet man in den Kontroll- und Strafregimen. Die Strafen reichten vom Entzug von Vergünstigungen über Ausgehverbote, Arreststrafen bis zur körperlichen Züchtigung, galten als Erziehungsmittel und sollten eine Verhaltensänderung bewirken. In den rheinischen Heimen war die körperliche Züchtigung seit 1947 für schulentlassene Mädchen und seit 1950 auch für schulentlassene Jungen verboten und führten bei strafrechtlich verfolgten Taten zu arbeitsrechtlichen Kündigungen. Dennoch wurde sie als letzte Maßnahme in den Heimen praktiziert, wenn auch in den 1960er Jahren tendenziell abnehmend und durch Arreststrafen ersetzt. Die bereits in der Zwischenkriegszeit eingeführten Strafbücher bzw. -listen sollten durch die Pflicht zur Eintragung eine Kontrolle für das LJA über die Strafen schaffen und eine ausufernde Handhabung verhindern. In strittigen Fällen oder bei offiziellen Beschwerden forderte das LJA von den Heimen eine Klärung des Falles. Dennoch wurden auch diese Instrumente z.T. im Anstaltsalltag unterlaufen. Die mangelnde Transparenz des Geschehens in den Heimen und den Gruppen, die wesentlich auf die „totale Institution“ Heim zurück ging, begünstigte autoritäre Abhängigkeitsverhältnisse, in denen den betroffenen Heimkindern eine Wahrnehmung ihrer bereits eingeschränkten Rechte nochmals erschwert wurde. Die Aufsicht des LJA selbst über die landschaftsverbandseigenen Heime krankte nicht nur an geringem und schlecht ausgebildetem Erzieherpersonal, sondern auch an einer tendenziell die Interessen der Minderjährigen zurückstellenden Haltung, welche sich in Beschwerdefällen immer wieder manifestierte. Dies schloss zwar nicht aus, dass Fälle brutaler Misshandlungen und auch des sexuellen Missbrauchs bestraft und strafrechtlich verfolgt wurden. Doch begünstigte sie eine auf Minderberechtigung und Defizit der Heimkinder orientierte Haltung, die viele Interviewpartner mit Beispielen ‚alltäglicher Demütigungen' beklagten. 
  

Die Differenzierung nach Religion war eine historisch gewachsene Grundbedingung der öffentlichen Erziehung im Rheinland. Nicht nur die evangelischen oder katholischen Heime standen für ein konfessionelles Profil, auch die Heime des Landschaftsverbandes wurden nach 1945 erneut nach konfessionellen Gesichtspunkten getrennt belegt. Erst die zunehmende pädagogische Differenzierung in Form der Neueröffnung des Rheinischen Heilpädagogischen Landesjugendheims Viersen-Süchteln 1961 und die in den 1960er Jahren zunehmend sichtbar werdende Tradierungskrise der Kirchen in einer immer säkularer werdenden Gesellschaft lösten die strenge Zuordnung, die bis in die Bestimmung theologischen Leitungspersonals für die landschaftsverbandseigenen Heime reichte, nach und nach auf. Die Ordnungsleistung einer religiösen Ritualerziehung mit ihren Feierkalendern und täglichen Übungen wurde nicht nur von Seiten der Heimleitungen immer geringer gewertet, sondern auch seitens der Heimkinder immer stärker angefragt. Die markante Anklage des Gottesdienstzwangs Ende der 1960er und Anfang der 1970er Jahre in konfessionellen Einrichtungen verweist auf die Veränderung eines gesellschaftlichen und religiösen Ideals, das in den Heimen allzu lange konserviert worden war. Dennoch blieb auch in der Phase der neuen Rahmenplanung der öffentlichen Erziehung (seit 1974) eine Auflösung der historisch gewachsenen Struktur der Heimerziehung in Form der konfessionellen Träger illusorisch. Nachfolgend wurden aber bedingt durch die Transformation der Religion neue Formen religiöser Erziehung und Bildung durchgeführt, die Emanzipation und Mündigkeit im demokratischen Staat der Bundesrepublik zur Richtschnur machten. 
  

Die Ernährung im Heim war eines der Grundversorgungsfelder der die Versäumnisse der Herkunftsfamilie ausgleichenden und im Ideal als ‚heilend' beschriebenen Heimerziehung. Das Landesjugendamt kontrollierte die Speisezettel nach Menge und Qualität der verausgabten Lebensmittel und ließ sich sogar wissenschaftlich dabei beraten. Die Ernährungsschwierigkeiten, die für die direkte Nachkriegszeit dokumentiert werden können, waren bis Mitte der 1950er Jahre offenbar abgestellt. Eine abwechselungsreiche Ernährung im Heim war damit aber nicht immer garantiert. 
  

Gleichzeitig wurde die Ernährung in der Praxis auch zur Disziplinierung eingesetzt, worauf die Beispiele für Essensentzug oder Essenszwang hinweisen. Aufessen zu müssen oder gar Erbrochenes wieder essen zu müssen, sind in den Erinnerungen ehemaliger Heimkinder präsent. Außer im Fehlverhalten Einzelner hatte dies auch in der Massenverpflegung der Institution Heim einen Hintergrund, die eine Missachtung individueller Bedürfnisse begünstigte. 
  

Ähnlich wie die Ernährung waren auch die Hygiene und die gesundheitliche Betreuung im Heim zu gewährleisten und vom Landesjugendamt zu kontrollieren. Waschrituale und medizinische Untersuchungen wurden von den Betroffenen oft als Drill und Zwang erlebt. Die zum Teil nur schwer an die Heime zu vermittelnde Problematik der Menstruation bei Mädchen und nachfolgende Benutzung von Binden bei der Regelblutung verweist auf einen tendenziell tabuisierenden Umgang mit dem Körper. Die gynäkologische Zwangsuntersuchung von Mädchen (u.a. nach Entweichungen) wurde von diesen z.T. als entwürdigende Strafe erlebt. 
  

Die Interviews mit ehemaligen Heimkindern, die zur Ergänzung der Erkenntnisse aus zeitnahen Aktenberichten wie auch zur Kenntlichmachung der subjektiven Erfahrung der ehemaligen Heimkinder geführt worden sind, beschreiben viele Details des Alltags in den Heimen, über die nur wenig andere Quellen vorliegen. Die Interviews haben subjektiv bestimmte zentrale Themen, die um die Punkte Ohnmacht, Bestrafung, Demütigung, Arbeit und berufliche Bildung, Beziehungslosigkeit, Essen etc. kreisen. Die Wahrnehmung dieser Themen und deren Integration in die Gesamtbiografie ist individuell unterschiedlich erfolgt. Die Rekonstruktionen waren oft sehr differenziert und reichten von einer positiven über eine gemischte bis zu einer extrem ablehnenden Bewertung der Heimzeit. Die Stigmatisierung durch die Zeit im Heim ist für fast alle ein implizites oder explizites Thema, das in Einzelfällen zur Tabuisierung und zum Verschweigen dieser Jahre innerhalb der eigenen Familie geführt hat. 
  

Die Biographien verweisen zudem auf die Menschen hinter den Zahlen, rechtlichen Rekonstruktionen, nüchternen Beschreibungen und Interpretationsangeboten, ohne deren Engagement eine Arbeit wie die vorstehende nicht hätte entstehen können. Ihnen sei herzlich gedankt, dass sie sich mit ihrer Mitwirkung in den Prozess einer multiperspektivischen Traditionsbildung eingebracht haben. 
  

Eine Zusammenführung der diversen Ergebnisse verdeutlicht die Komplexität des Geschehens und kann sich der vergangenen Realität nur annähern. Gerade in den Interviews mit ehemaligen Heimkindern fällt die Erinnerung an die Zeit im Heim doch differenziert aus. Wie ein roter Faden zieht sich aber in allen Abschnitten eine verspätete Modernisierung als Kernproblem durch. Diese Verspätung resultierte zum einen aus einer strukturellen Unterfinanzierung sowohl des Landesjugendamtes als auch der Einrichtungen. Zum anderen handelte es sich dabei auch um einen mentalen Verzögerungseffekt. Das Landesjugendamt und seine Einrichtungen standen für ein Ordnungsdenken, das den Jugendlichen als Störfaktor wahrnahm und auch äußerst repressive Seiten hatte. Mit einer solchen Einstellung driftete die öffentliche Erziehung angesichts der gesellschaftlichen Umbruchsprozesse, wie sich schon in der zweiten Hälfte der 1950er Jahre an den Halbstarkenkrawallen andeutete, ins Abseits - auf den Bedeutungsgewinn von postmateriellen Selbstentfaltungswerten ging die Heimerziehung zu spät und zu langsam ein. Erst als 1969 der SSK in seinen Protesten die Defizite öffentlichkeitswirksam werden ließ, begann das LJA, sich endgültig von den konservativen 1950er Jahren zu verabschieden. Mit dem Grundsatzpapier von 1972 öffneten sich endgültig die Tore zu einer umfangreichen Modernisierung des Landesjugendamtes und der öffentlichen Erziehung.   


---
 
Anlage 2: 

  

Aus dem Zwischenbericht des Runden Tisches Heimerziehung:   

  

8. Zusammenfassung und Ausblick 

  

Der Runde Tisch Heimerziehung hat sich in seinem ersten Jahr im Schwerpunkt mit der Aufarbeitung der damaligen Heimerziehung befasst. Dafür wurden ehemalige Heimkinder und Erzieherinnen und Erzieher als Zeitzeugen angehört. Systematisch wurde die Rechtslage und die Zuständigkeiten in der Heimerziehung herausgearbeitet, um das Gesamtsystem der Heimerziehung verstehen und einordnen zu können. Einzelne Heime und Heimtypen wurden exemplarisch betrachtet. Die Vorsitzende des Runden Tisches hat mit den Mitgliedern der Geschäftsstelle zudem einige Heime besucht und sich über deren Geschichte und die aktuellen Aufarbeitung vor Ort informiert. 

  

Im Vorgriff auf das zweite Jahr wurden aktuelle gesetzliche Grundlagen wie das Rentenrecht und das Opferentschädigungsgesetz erörtert. Es wurde sich darüber hinaus mit den Erfahrungen und der Entschädigungspraxis der Stiftung „Erinnerung - Verantwortung - Zukunft“ (Entschädigung von NS-Zwangsarbeit) befasst. Thematisch ähnlich gelagerte Fälle in anderen Ländern wurden zur Kenntnis genommen. 

  

Aktuell drängenden Fragen der individuellen Aufarbeitung konnte im Einzelfall über die Info- und Beratungsstelle des Runden Tisches nach Möglichkeit entsprochen werden. 
  

Generell wurden die Fragen der Aktensicherung, der Akteneinsicht und des Datenschutzes geklärt und angegangen und werden weiter bearbeitet. 

  

Aus der bisherigen Arbeit des Runden Tisches - wie aus dem vorliegenden Bericht -ergibt sich ein differenziertes Bild von der Heimerziehung der jungen Bundesrepublik: 

Unbestreitbar hat es Missstände in der Heimerziehung der 50er und 60er Jahren gegeben. Diese Missstände waren in Teilen den hochproblematischen Rahmenbedingungen (insbesondere in den 50er Jahren), gesellschaftlichen Vorstellungen von Erziehung und Moral und einer anderen Sicht auf Kindheit geschuldet. 

  

Darüber hinaus liegen die Gründe der Missstände in Strukturen, Konzepten, Erziehungsvorstellungen, Methoden und Prozessen wie der Heimunterbringung und -einweisung, die bereits zeitgenössisch kritisiert wurden und durchaus veränderbar gewesen wären. Hierbei ist von Fehlern und Fehlleistungen auszugehen, die es ermöglichten, dass sich Missstände entwickelten und nicht korrigiert wurden. Hierzu gehören insbesondere Mechanismen der Aufsicht und der Kontrolle, die Rechtslage, die finanzielle Ausstattung der Heime, die Qualifizierung und Anzahl des Erziehungspersonals, aber auch Haltungen gegenüber der Heimerziehung, die sich sowohl in der Fachwelt als auch in der Gesellschaft hielten. 

  

Die Gesellschaft war an den Bedingungen in den Heimen im Wesentlichen nicht interessiert und hat nur punktuell in einzelnen Skandalen Protest erhoben, der jedoch keine nachhaltigen Auswirkungen hatte. Die Missstände wurden in der Fachwelt zwar bereits früh erkannt und diskutiert, konnten aber erst ab der Heimrevolte 1968 flächendeckend korrigiert werden. 

  

Eine grundlegende rechtliche Neuordnung gelang erst 1990 bzw.1991 mit dem Inkrafttreten des SGB VIII. 

  

Es muss gesehen werden, dass viele Bedingungen in der Heimerziehung, die aus heutiger Sicht skandalös erscheinen, in der damaligen Zeit und in allgemeinen gesellschaftlichen Erziehungsvorstellungen mitverankert waren und diesen entsprachen. Hierzu gehören beispielsweise Aspekte der körperlichen Züchtigung, der Arbeit durch Kinder und Jugendliche und der Sichtweise auf spezifische psychische Probleme wie Magersucht, Bettnässen oder Selbstverletzung. Es muss allerdings festgestellt werden, dass all diese Dinge, die teilweise auch in Schulen oder in Familien, in denen die damalige Erziehung ebenfalls recht restriktiv sein konnte, alltäglich waren, in der Heimerziehung besondere Auswirkungen hatten. In Heimen waren die Kinder und Jugendlichen ausschließlich auf das Leben im Heim angewiesen. Korrigierende und ausgleichende Sozialräume und Systeme waren nicht vorhanden. Während der Gewalt in Familien oder in der Schule in der Regel auch ein fürsorgender, liebender und ausgleichender Einfluss durch die Familie gegenüber stand, waren solche ausgleichenden und schützenden Faktoren für Heimkinder meist nicht vorhanden. 

  

Hierbei ist wichtig, dass sich in den Berichten ehemaliger Heimkinder immer wieder als bedeutsam herausstellt, wie alt sie bei Beginn des Heimaufenthalts waren und ob sie noch eine halbwegs intakte Familie im Hintergrund hatten oder nicht. Für diejenigen, die solche stabilisierenden Bezüge nicht hatten, bedeuteten die Erfahrungen in den Heimen meist sehr viel einschneidendere traumatische Folgen – auch für das gesamte spätere Leben. 

  

Heimerziehung kommt damit – damals wie heute – eine besondere Verantwortung zu. Fehlentwicklungen wirken in ihr deutlich tiefgreifender und nachhaltiger als etwa in der Schule, die nur einen Teil der Lebenswelt ausmacht. Dieser besonderen Verantwortung ist die Heimerziehung in den 50er und 60er Jahren allzu oft nicht nachgekommen. Im Gegenteil: Die Kinder und Jugendlichen waren oft rigiden, gewaltvollen und faktisch wie psychisch geschlossenen Systemen ausgeliefert – ohne die Möglichkeit ihnen zu entkommen oder sich auch nur an irgendeiner Stelle wehren oder beschweren zu können. All dem lag die damalige zentrale Ausgangsüberlegung zugrunde, dass Erziehung vor allem durch Härte, Zucht und Ordnung gelinge. 46 

  

In diesen geschlossenen Systemen wurden repressive Erziehungsmethoden mancherorts häufiger und härter angewandt, als in Familien üblich. Schwere Arbeitseinsätze, bei denen die Erzieher als rigide Aufseher und Antreiber einer großen Gruppe fungierten, sind in ihrer Gestalt und vor allem den Auswirkungen auf die jungen Menschen sicherlich nicht mit der Erntehilfe im familiären Kontext vergleichbar. Der allgemein übliche Zimmerarrest ist sicherlich nicht mit tagelangem Einsperren in Karzern vergleichbar. Die systematische Demütigung von Bettnässern in Heimen ist nicht vergleichbar mit einer morgendlichen Rüge durch die Mutter. Auch körperliche Züchtigungen wurden in manchen Heimen offenbar ausufernder vorgenommen, als dies in Familien oder in der Schule üblich war und dort von der Gesellschaft toleriert wurde. 

  

Häufig waren Heime keine Schutzräume, sondern Orte, in denen körperliche und psychische Misshandlungen und in manchen Fällen offenbar auch sexuelle Gewalt möglich waren und nicht oder nur unzureichend unterbunden oder geahndet wurden. Es war möglich, dass sich in Heimen repressive und rigide Erziehung etablierte, die in geschlossenen Systemen jedes Maß verlor. Aufsichts- und Kontrollinstanzen, sowohl einrichtungsund träger intern als auch extern und staatlich, waren offenbar nicht in der Lage oder gewillt, diese Missstände - selbst wenn sie bekannt wurden - abzustellen. 

  

Oft waren die Gründe, wegen derer die Kinder und Jugendlichen in Heimerziehung kamen, aus heutiger Sicht nicht nachvollziehbar. Hierbei spielen auch die damalige Rolle der Heimerziehung als disziplinierende und kontrollierende Instanz, ein reaktionär-konservativer Zeitgeist und auch eine andere gesellschaftliche Sicht auf Kinder und Jugendliche eine Rolle. 

  

Jugendliche in großer Zahl gab, die – auch aus heutiger Sicht – gut begründet in Heimerziehung kamen; die tatsächlich gefährdet waren, die Hilfe dringend benötigten und für die der Heimaufenthalt eine notwendige - wenn auch sicher nicht optimale – Alternative darstellte und somit hilfreich war. 

  

Es muss auch festgestellt werden, dass nicht alle Heime zu problematisieren sind. Offenbar gab es Heime, die – wenn auch nicht aus heutiger, so doch aus damaliger Sicht – unter den gegebenen Umständen akzeptable Arbeit im damals gesamtgesellschaftlich üblichen Rahmen leisteten. In anderen Heimen, vornehmlich in denjenigen, die sich auf FE und FEH konzentrierten, waren die Erziehungsmethoden und die Rahmenbedingungen jedoch kritisch und mitunter äußerst belastend. 

  

Hier ist nochmals auf die Hierarchie der Heime, in der jeweils mit dem nächst „schlimmeren“ Heim gedroht wurde, hinzuweisen. 

  

Die bisherige Aufarbeitung deutet darauf hin, dass je weiter oben die Heime in dieser Hierarchie standen und je geschlossener und totaler sie als Institution funktionierten, es desto mehr zu problematischen, mancherorts katastrophalen Verhältnissen kam. 

  

Die Arbeiten und Berichte zu den sogenannten „Endstationen“ offenbaren schockierende Verhältnisse in diesen Heimen, die schon damals nicht zu rechtfertigen waren und gelegentlich auch skandalisiert wurden. 

  

In der weiteren Arbeit des Runden Tisches wird ein besonderes Augenmerk auf diesen Differenzen und Unterschieden in der damaligen Praxis liegen. 

  

Der Runde Tisch „Heimerziehung in den 50er und 60er Jahren“ wird sich auch in seinem zweiten Jahr weiter mit der Aufarbeitung der Heimerziehungspraxis befassen. Viele Fragen sind noch ungeklärt und einige Themen bedürfen einer weiteren Vertiefung. Im Zentrum des zweiten Jahres steht jedoch die Erarbeitung von konkreten Lösungsvorschlägen zum weiteren gesamtgesellschaftlichen und politischen Umgang mit der Thematik. 

  

Hierfür wird es nach derzeitiger Arbeitsplanung zunächst um die individuellen traumatisierenden Folgen der Heimerziehung und die Frage, wie die Betroffenen in ihrer Aufarbeitung und Bewältigung unterstützt werden können, gehen. Im Weiteren wird die Frage der Anerkennung und Rehabilitierung im Fokus stehen.  


--- 


8. Zwischenfazit und Ausblick  

  

[ ... soweit bekannt, nicht online vorhanden ... ]
